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Von Prof. Dr. Caroline Meller-Hannich,
Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Zivil-
prozessrecht und Handelsrecht, Mar-
tin-Luther-Universität Halle-Witten-
berg.

I. Zum Gesetz, seinem Hinter-
grund, seinem Inhalt und An-
wendungsbereich

1. Europäisches Menschenrecht auf
ein faires Verfahren
Nicht nur einmal beanstandete der
Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR), in Deutschland
fehle ein effektiver Rechtsschutz ge-
gen überlange Gerichtsverfahren.1 Im
Jahr 2006 kam es zur ersten Verurtei-
lung Deutschlands vor dem EGMR,
und zwar im Fall „Sürmeli / Deutsch-
land“.2 Es folgten weitere Verfahren
vor dem EGMR bis dieser schließ-
lich im Urteil „Rumpf / Deutschland“3

der Bundesrepublik Deutschland am 
2. 9. 2010 eine Jahresfrist ab Endgül-
tigkeit setzte, um die Rechtsschutz-

lücke zu schließen. Zum fairen Ver-
fahren nach Art. 6 der Europäischen
Menschenrechtskonvention (EMRK)
gehört eben auch Verhandlung und
Entscheidung innerhalb einer ange-
messenen Frist.

2. Das Gesetz über den Rechts-
schutz bei überlangen Gerichts-
verfahren
Gerade noch fristgerecht am 3. 12.
2011 trat das Gesetz über den Rechts-
schutz bei überlangen Gerichtsver-
fahren und strafrechtlichen Ermitt-
lungsverfahren vom 24. 11. 20114

(ÜVerfBesG) in Kraft. Mit dem Artikel-
gesetz wurden 23 Gesetze geändert,
vom GVG über das RVG und die 
BRAO bis zum Energiewirtschafts-
gesetz. Die entscheidendsten Ände-
rungen finden sich in der Einfügung
der  §§ 198 bis 201 GVG, wo ein Ent-
schädigungsanspruch bei überlangen
Gerichtsverfahren gegen das Land
bzw. den Bund (§§ 198 Abs. 1 und 2,
200 GVG), eine Verzögerungsrüge 
(§ 198 Abs. 3 und 5 GVG), die Wieder-
gutmachung in anderer Weise (§ 198
Abs. 4 GVG), die entsprechende An-
wendung auf Strafverfahren (§ 199
GVG) sowie (weitere) Verfahrens-
 regeln für die  Entschädigungsklage
(§§ 198 Abs. 6, 201 GVG) vorgesehen
sind. Mit der Klage kann ein Betei-
ligter die Wiedergutmachung eines
durch unangemessene Dauer eines
Gerichtsverfahrens erlittenen Nach-
teils verlangen. Die Wiedergutma-
chung kann in Form einer Entschä -
digung oder auf andere Weise, insbe-
sondere durch Feststellung unange-
messener Verfahrensdauer, gewährt
werden. Der EGMR scheint mit dem
Gesetz immerhin insoweit „zufrie-
den“ zu sein, als er 2013 eine Indivi-
dualbeschwerde gegen Deutschland
mit der Begründung, der innerstaat-

liche Rechtsweg sei ohne Inanspruch-
nahme des durch das ÜVerfBesG 
vorgesehenen Verfahrens nicht er-
schöpft, zurückgewiesen hat.5

3. Anwendung in Anwalts-
verfahren
In der BRAO wurde § 112 g einge-
fügt, wonach die GVG Vorschriften 
auf den Rechtsschutz bei überlangen
Gerichtsverfahren auch auf das ge-
richtliche Verfahren in verwaltungs-
rechtlichen Anwaltssachen anzu-
wenden sind. Außerdem sieht § 116
Abs. 2 BRAO entsprechendes für 
die anwaltsgerichtliche Ahndung von
Pflichtverletzungen vor, bei der das
Verfahren durch die Staatsanwalt-
schaft (§ 121 BRAO) eingeleitet wird.
Über § 74 a Abs. 7 i. V.m § 116 Abs. 2
BRAO gelten die §§ 198–201 GVG
auch im Verfahren vor dem Anwalts-
gericht, das seinen Ausgang in einer
Rüge durch die Anwaltskammer fin-
det6. Sowohl beim Rüge- bzw. an-
waltsgerichtlichen Antragsverfahren
(§§ 74, 74 a BRAO) als auch beim
durch die Staatsanwaltschaft eingelei-
teten anwaltsgerichtlichen Verfahren
(§§ 116 ff. BRAO) als auch bei den ver-
waltungsrechtlichen Anwaltssachen
(§§ 112 a ff. BRAO) finden die §§ 198–
201 GVG demnach Anwendung.

4. Übergangsrecht
Die neuen Regelungen sind am 3. 12.
2011 in Kraft getreten. Sie gelten nach
Art. 23 Satz 1 ÜVerfBesG auch für alle
bei Inkraftreten anhängigen Verfah-
ren. Eine Schranke für die anhängigen
Verfahren errichten freilich Art. 23

Das Gesetz über den Rechtsschutz bei über-
langen Gerichtsverfahren und strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahren – Theorie und Praxis

1 Darstellung der Entwicklung und der
denkbaren nationalen Rechtsbehelfe ins-
besondere der Amtshaftung s. etwa Alt-

hammer, JZ 2011, 446 und Ossenbühl

DVBl 2012, 857.
2 EGMR FamRZ 2007, 1449; s. etwa auch

EGMR NJW 2001, 2694.
3 EGMR NJW 2010, 3355. 4 BGBl 2011 I, S. 2302 vom 2. 12. 2011.

5 EGMR 22. 1. 2013 – 41394/11.
6 In der unten besprochenen Entscheidung

wendet das OLG Köln allerdings den Ver-
weis über § 112 g BRAO an. Richtig wäre
hier derjenige über § 74 a Abs. 7 BRAO.
Im Ergebnis kommt es bei allen drei Ver-
weisen aus der BRAO zur Anwendung
der §§ 198–201 GVG.
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Satz 2 und 3 ÜVerfBesG: Waren diese
bei Inkrafttreten des Gesetzes schon
verzögert, muss die für jede Entschä-
digung notwendige Verzögerungs-
rüge unverzüglich nach Inkrafttreten
erhoben werden, es sei denn die Ver-
zögerung ist in einer schon abgeschlos-
senen Instanz erfolgt. Dann kann so-
fort Klage erhoben werden. Die neuen
Regelungen gelten sogar für bei In-
krafttreten schon abgeschlossene Ver-
fahren, deren Dauer aber noch Ge-
genstand von beim EGMR anhän-
gigen Beschwerden ist (Art. 23 Satz 1
ÜVerfBesG). In diesem Falle braucht
nicht gerügt zu werden und die ge-
richtsverfassungsrechtliche Frist für
die Erhebung der Entschädigungs-
klage entfällt (Art. 23 Satz 3 ÜVerf-
BesG iVm §§ 198 Abs. 3 und 5). Aller-
dings musste die Entschädigungs-
klage spätestens am 3. 6. 2012 erho-
ben werden (Art. 23 Satz 4 ÜVerfG).

II. Das Urteil des OLG Köln
vom 31. 10. 2013 – 7 SchH 7/12

1. Sachverhalt
Ausgangspunkt war eine Rüge der
Kammer wegen eines angeblichen
Verstoßes gegen das Verbot der Um-
gehung des Gegenanwalts im Sep-
tember 2007. Nach erfolglosem „Wider-
spruch“ (Einspruch, s. § 74 a BRAO)
beantragte der gerügte Anwalt und
spätere Kläger am 25. 4. 2008 die an-
waltsgerichtliche Entscheidung des
Anwaltsgerichts Köln. Dieses Verfah-
ren dauerte deutlich mehr als vier
Jahre und endete am 20. 9. 2012
durch Einstellung gemäß § 116 BRAO
in Verbindung mit § 153 StPO. Um die
unangemessene Dauer dieses Ver-
fahrens ging es in der beim OLG Köln
erhobenen Entschädigungsklage.7

Auf zwei Besonderheiten lag dabei
der Schwerpunkt der Ausführungen
des klagenden Anwalts und auch des
schließlich entscheidenden OLG Köln:
Der klagende Anwalt hatte drei Befan-
genheitsgesuche und zwar am 5. 8.
2009, 9. 9. 2009 und 29. 1. 2010 ge-
stellt, die erst mit Beschluss vom 
17. 11. 2010, also knapp bzw. gut ein
Jahr später beschieden wurden. Das
lag vor allem daran, dass die notwen-
dige dienstliche Äußerung des Beisit-
zers erst am 7. 9. 2010 erfolgte. Und:
Gegen die zurückgewiesenen Befan-
genheitsgesuche hatte der Kläger so-
fortige Beschwerde beim Anwalts-
gerichthof eingelegt. Vom Anwalts-
gerichtshof waren die Akten am 
30. 9. 2011 zum Anwaltsgericht zu-
rückgelangt. Anschließend wurde
aber das Verfahren dort – außer einem
Hin- und Her-Senden der Akten und 
einem Bekanntmachen von Beschlüs-
sen und Äußerungen, die allen Betei-
ligten bereits bekannt waren, – bis
zum oben genannten Entscheidung
vom 20. 9. 2012 fast ein Jahr lang nicht
weiter betrieben.

2. Entscheidung und Begründung
Sowohl die Umstände um die Bear-
beitung des Befangenheitsgesuchs
als auch das unterbliebene Weiterbe-
treiben des Verfahrens nach Rück-
gabe vom Anwaltsgerichtshof hat das
OLG als unangemessene Verzögerun-
gen angesehen. Es ordnete deshalb
das anwaltsgerichtliche Verfahren ins-
gesamt als überlang ein. § 198 Abs. 1
Satz 2 GVG sieht dabei vor, dass die
Angemessenheit sich nach den Um-
ständen des Einzelfalles, insbeson-
dere nach der Schwierigkeit und der
Bedeutung des Verfahrens und nach

dem Verhalten der Verfahrensbeteilig-
ten und Dritter richtet. Eine Reihe von
unbestimmten Rechtsbegriffen, de-
ren Vorliegen das OLG hier aber ganz
zu Recht bejahte. Entscheidend war
für das OLG auch, dass es auf den Ver-
gleich der regelmäßigen mit der tat-
sächlichen Verfahrensdauer nicht an-
kommt, dass ein ansonsten zügiger
Fortgang einzelne Verzögerungen
kompensieren kann und dass im an-
waltsgerichtlichen Verfahren diesel-
ben Grundsätze wie im sonstigen Ge-
richtsverfahren gelten. Dort kann also
nicht etwa wegen der Ehrenamtlich-
keit der Richter und deren in der Regel
örtlicher Ferne zum Gerichtsstandort 
ein niedrigerer Standard anzusetzen
sein.

Das OLG hat allerdings weder das 
Vorliegen einer Verzögerungsrüge
noch das Bedürfnis nach einer Ent-
schädigung gesehen, sondern (ledig-
lich) die unangemessene Verfahrens-
länge festgestellt. Als Rüge diskutiert
wird immerhin ein Schreiben vom 
27. 12. 2011 an den Präsidenten des
OLG Köln, in dem dieser „als Dienst-
vorgesetzter der Richter des Anwalts-
gerichts“ gebeten wird, an die be-
schleunigte Bearbeitung zu erinnern.
Aus Sicht des OLG scheitert die 
Einordnung dieses Schreibens als 
Verzögerungsrüge sowohl am Adres-
saten als auch am Inhalt des Schrei-
bens. Die Verzögerungsrüge sei an
das Anwaltsgericht zu richten und
beim Schreiben des Klägers handele
es sich um eine auf die Dienstauf-
sicht bezogene Beschwerde. Weitere
Schreiben des Klägers scheitern ent-
weder daran, dass sie nicht im rele-
vanten Zeitraum, also unmittelbar
nach Inkrafttreten des Gesetzes er-
folgten, oder dass es sich lediglich 
um Befangenheitsgesuche oder um
deren näheren Beleg handele.

Schließlich lässt es das OLG dann
doch dahinstehen, ob eine Verzö-
gerungsrüge erhoben wurde, da 
eine Wiedergutmachung auf andere
Weise, also durch Feststellung der
überlangen Verfahrensdauer, hinrei-
che. Allein darauf komme es auch
dem Kläger an. Dieser habe zudem
durch die Missbilligung seitens der

7 Veröffentlicht in BeckRS, 19462 und auf
der Homepage der RAK Köln – aufgrund
der Länge wurde von einem Abdruck ab-
gesehen. Der Verfahrensgang war am En-
de offensichtlich so unübersichtlich, dass
das nach § 201 GVG für die Entschädi-
gungsklage zuständige OLG Köln die
 Daten in seiner Sachverhaltsdarstellung
gründlich verwirrte – Auf S. 4 etwa ist die
Rede von einem Beschluss vom 21. 7.
2009, gegen den Beschwerde eingelegt
wurde, der aber vorher unerwähnt bleibt,
wobei freilich S. 3 eine Zurückweisung am
1. 7. 2009 enthält; auf S. 3 ist nach einem

anwaltsgerichtlichen Hinweis vom 16. 7.
2008, es fehle die Gegenäußerung der
Kammer – § 74 a Abs. 2 Satz 2! BRAO – die
Ankündigung der Rechtsanwaltskammer
vom 23. 7. 2007, die Angelegenheit intern
beraten zu wollen, erwähnt, und dies ob-
wohl doch die Rüge erst am 10. 9. 2007 aus-
gesprochen wurde; auf S. 6 ist die Rede von
einer Zurückreichung der am 30. 11. 2011 an
den Berichterstatter Rechtsanwalt R ge-
reichten Akte am 5.12.2012, die sich außer-
dem vom 11. 5. 2012 bis zum 1. 6. 2012 beim
Präsidenten des OLG befunden haben soll,
und das alles obwohl doch das Verfahren
am 20. 9. 2012 eingestellt wurde.
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Kammer einen Nachteil nur unterge-
ordneter Bedeutung erlitten, zumal
sich der OLG Präsident entschuldigt
habe.

III. Kritische Würdigung und
Praxishinweise

1. Die Überlänge
Dass das OLG von einer überlangen
Verfahrensdauer ausgeht, kann im 
Ergebnis überzeugen. Dieser unbe-
stimmte Rechtsbegriff muss freilich
mit Leben gefüllt werden, denn das
kürzeste Verfahren ist eines gänzlich
ohne Rechtsfindung, und sorgfältige
Rechtsfindung bedarf nun einmal 
einer gewissen Zeit. Eine zu lange
Prozessdauer wird aber ebenfalls 
gerade dem materiellen Recht nicht
gerecht, dessen Wert zeitbedingt ist
und das mit der Zeit an Wert verliert.8

Wann also ist die Verfahrensdauer
„überlang“? Klare Zahlen gibt es
nicht, es kommt auf die den Einzelfall
bestimmenden Umstände, die Kom-
plexität des Verfahrens, seine Bedeu-
tung für die Beteiligten und deren ei-
genes Verhalten an; so der EGMR
etwa im Urteil Rumpf gegen Deutsch-
land.9 Aber einige Maßstäbe gibt es
schon. Als jedenfalls überlang gilt 
ein 30 Monate nicht betriebenes Ver-
fahren10, entschieden wurde auf der
Grundlage des neuen Gesetzes sogar
über einen Fall gerichtlicher Untä-
tigkeit von fünfeinhalb Jahren.11 Bei
„nicht sonderlich komplexen“ Sach-
verhalten geht der EGMR von einer
Überlänge aus, wenn zwischen der 
Erhebung einer Untätigkeitsklage 
und der mündlichen Verhandlung in
der Sache drei Jahre liegen.12 Ein Um-
gangsrechtsverfahren, das „durchaus
eine gewisse Komplexität“ aufweist,
und sechs Jahre und fünf Monate
über drei Instanzen dauerte, davon
vier Jahre vor dem OLG, wurde vom
EGMR ebenfalls als unangemessen
lang beurteilt, zumal angesichts der 

irreversiblen Folgen, die der Zeitab-
lauf für die Beziehung mit dem Kind
hat.13 In einem Verfahren „sehr großer
Komplexität“ um die Bodenreform
vor dem BVerfG hat der EGMR aber
eine Verfahrenslänge von fünf Jahren
und fünf Monaten nicht als unange-
messen eingeordnet.14

Insgesamt zeigt ein Blick in die Recht-
sprechung15, dass es immer ein un-
begründetes Fehlen gerichtlichen Ver-
fahrensbetriebs ist, was letztlich zur
Einordnung als „überlang“ führte. Un-
begründet, weil die Parteien daran 
keinen Anteil hatten, oder sogar, weil
das Gericht Obstruktionen durch die
Gegenseite keinen Einhalt bot.16 Ein
unbegründet verzögerter gerichtlicher
Verfahrensbetrieb lag auch bei dem
Verfahren vor dem Anwaltsgericht
Köln vor. Ein Richter, um dessen Be-
fangenheit es geht, darf eben die 
Akten nicht ein Jahr zur Stellung-
nahme behalten, das Anwaltsgericht
darf nach Rückgabe vom Anwaltsge-
richtshof nicht ein Jahr warten, bevor
es das Verfahren weiterbetreibt. Und
das Herumschicken von Akten und 
Informationen ist eben vielfach kein
sachlicher Verfahrensbetrieb. Krank-
heit, Überlastung und Unterbeset-
zung sind keine Rechtfertigungen.
Eine besondere Bedeutung für die
Parteien, so schließlich das weitere
aus der Rechtsprechung ableitbare
Kriterium, hat die Zeitdauer sicherlich
in familienrechtlichen Verfahren. Kom-
biniert man dies mit den beschriebe-
nen Komplexitätsstufen und der inso-
weit judizierten Dauer, ergeben sich
insgesamt doch griffige Anhalts-
punkte, wann ein Verfahren als über-
lang im Sinne der §§ 198 ff. GVG zu 
bewerten ist. Dann ist Rüge (sogleich
2.) angeraten und eine Entschädi-
gungsklage (sogleich 3.) hat Aussicht
auf Erfolg.

2. Die Verzögerungsrüge
Die Verzögerungsrüge ist nur für 
die Entschädigung, nicht aber für die
Feststellung der unangemessenen
Verfahrensdauer notwendig (s. § 198
Abs. 3 und 4 GVG).17 Man wird sie
hierbei weder als eigenständigen
Rechtsbehelf noch als Zulässigkeits-
kriterium der Entschädigungsklage,
sondern als materielle Voraussetzung
des Entschädigungsanspruchs zu
werten haben. Wichtig sind bei ihrer
Erhebung die Rechtzeitigkeit, der
Adressat und der Inhalt.

Rechtzeitig ist sie nur, wenn sie weder
zu spät noch zu früh erfolgt. Sie darf

nämlich erst erhoben werden, wenn
Anlass zur Besorgnis besteht, dass
das Verfahren nicht in angemessener
Zeit abgeschlossen wird (§ 198 Abs. 3
Satz 2 1. Halbs. GVG). Sie muss(te)

allerdings in „Altfällen“ unmittelbar
nach Inkrafttreten des Gesetzes er-
hoben werden (s.o. I.4.). An letzterer
Hürde ließ das OLG Köln die Rüge
auch noch nicht scheitern. Zu Recht
unterstellte es einem Schreiben vom
27. 12. 2011 die Rechtzeitigkeit im Hin-
blick auf das Inkrafttreten des Geset-
zes am 3. 12. 2012. Schwieriger wird
es in der Praxis freilich sein, erstere
Hürde, die in der Entscheidung des
OLG Köln keine Rolle spielte18, zu
überwinden. Die Unschärfe der Be-
griffe „Anlass zur Besorgnis“, dass 
das Verfahren nicht rechtzeitig abge-
schlossen wird, erinnert an die Befan-
genheitsregeln und kombiniert wie
diese subjektive und objektive Kri-
terien. Wenn es objektive Anhalts-
punkte für eine Verfahrensverzöge-
rung gibt, und der Rügende das Ver-
fahren aus seiner Sicht für zu langsam
hält, dann wird man von einem „An-
lass zur Besorgnis“ ausgehen dür-
fen.19 Ein objektiver Anhaltspunkt
dürfte dabei jeder verzögerte Prozess-
betrieb durch das Gericht sein, z. B.
bei Zustellungen, Terminierungen,
Gutachterbeauftragung, Entschei-
dung o. ä. Tunliche Beschleunigungs-8 Meller-Hannich, Zivilprozessrecht und

materielles Zivilrecht, in: FS Fischer 2010,
S. 297, 307.

9 EGMR NJW 2010, 3355; vgl. auch EGMR
JZ 2013, 145; EGMR EuGRZ 2009, 563.

10 BVerfG JZ 2013, 145.
11 BFHE 240, 516.
12 EGMR 30. 6. 2011–11811/10.

17 BFHE 240, 516.
18 Es handelte sich um ein bei Inkrafttreten

schon verzögertes Verfahren, vgl. o. I.
19 BT-Drs. 17/3802, S. 20; MünchKomm

ZPO/Zimmermann § 198 GVG Rn 64.

13 EGMR FamRZ 2011, 1125.
14 EGMR NJW 2005, 2530.
15 Neben den soeben genannten Entschei-

dungen des EGMR, des BVerfG und des
BFH sind etwa Urteile des OVG Magde-
burg, NVwZ 2012, 1637 und des OLG
Braunschweig FamFR 2013, 231 instruk-
tiv.

16 Vgl. EGMR FamRZ 2011, 1125.
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handlungen sollten nicht unterbleiben
und andernfalls als Verzögerung gel-
ten. Ein zu spätes Erheben der Rüge
schadet übrigens – außer in den Alt-
fällen (s.o) – nicht. Es kann aber bei
der Beurteilung der Angemessenheit
der Verfahrensdauer und der Frage, ob
auch eine Wiedergutmachung ohne
Entschädigung genügt, eine Rolle
spielen.20 Letztlich geht es darum,
dass die Partei nicht nach dem Motto
„dulde und liquidiere“ vorgehen kann
und die Verzögerungsrüge eine Be-
schleunigung des Verfahrens bewir-
ken kann.

Bei Inhalt und Adressat der Rüge
grenzt das OLG die Rüge an das 
befasste Gericht zu Recht von dem
Befangenheitsantrag und zur Dienst-
aufsichtsbeschwerde an den Ge-
richtspräsidenten als zuständige
Dienstaufsicht (§ 26 Abs. 2 DRIG) ab.
Hier ist das Verfahren allerdings sehr
unglücklich gelaufen: Es genügt doch,
dass der Rügende verdeutlicht, dass
das Verfahren aus seiner Sicht zu
lange dauert, eine Begründung der
Rüge ist nicht erforderlich21, und es
wäre doch auch ein Gebot der Fair-
ness gewesen, dem Einreicher einen
Hinweis zu geben, dass eine Be-
schwerde an den Präsidenten keine
Verzögerungsrüge sein kann22; zumal
wenn ein Gesetz erst wenige Wochen
gilt. Und schließlich: Der Präsident hat
das Schreiben dem Anwaltsgericht
zur Stellungnahme übermittelt; dürfte
nicht zumindest das genügen?

3. Entschädigung oder Wieder-
gutmachung in anderer Weise
Entschädigt werden nach § 198 Abs. 1
GVG grundsätzlich alle Nachteile, also
solche materieller und immaterieller

Art. Dass letztere eingetreten sind,
wird sogar vermutet, wenn das Ge-
richtsverfahren unangemessen lange
gedauert hat (§ 198 Abs. 2 Satz 1
GVG); für sie gibt es Entschädigung
aber nur, wenn eine Wiedergutma-
chung in anderer Weise nicht möglich
ist (§ 198 Abs. 2 Satz 2 GVG). Mate-
rielle Nachteile (Zinsverlust entgange-
ner Gewinn etc.) müssen hingegen
immer entschädigt werden23, denn
eine vergleichbare Einschränkung
existiert dort nicht, mag auch der
Wortlaut von § 198 Abs. 4 GVG, der
sich mit der Wiedergutmachung auf
anderer Weise befasst, allgemein 
gehalten sein. Ohne hier genauer zu
differenzieren, ging das OLG nur von
immateriellen Nachteilen aus. Der
Kläger hatte offenbar materielle Nach-
teile auch nicht erkennbar benannt,
sondern seinen Antrag nach dem 
Vorbild des § 198 Abs. 2 Satz 3 GVG
formuliert. Danach beträgt die Ent-
schädigung bei immateriellen Nach-
teilen für jedes Jahr der Verzögerung
1.200 Euro. In der Wiedergutmachung
in anderer Weise versteckt sich ein
Ausweg aus dieser Zahlungspflicht,
der sehr leicht gangbar ist. Dass 
anderweitige Wiedergutmachung
nach den Umständen des Einzel-
falls ausreicht, genügt dafür, dem 
Kläger keine Geldzahlung zuzuspre-
chen. Auch die Gesetzgebungsmate-
rialien schweigen auffällig zur Frage,
wann eine Wiedergutmachung auf 
andere Weise ausreichend ist. Kommt
es auf die Belastung durch die Ver-
fahrenslänge, auf die Bedeutung des
Verfahrensgegenstands, auf die Er-
folgsaussicht des Ausgangsverfah-
rens, auf die Psyche des Klägers an?
Von allem wohl ein bisschen – das
heißt „Umstände des Einzelfalls“. 

Kritisiert wird außerdem an diesem
Ausweg aus der Entschädigung zu
Recht, dass eine Feststellung kaum
eine Wiedergutmachung sein könne,
da sie nichts als eine anonyme Ent-
schuldigung darstelle.24 Angesichts
der geringen Voraussetzungen kön-
nen die Ausführungen des OLG, wa-
rum es eine sonstige Wiedergutma-
chung des Klägers für hinreichend
hält, gerade noch überzeugen. „Gute
Gesellschaft“ findet das OLG dabei
auch in der schon genannten Ent-
scheidung des BFH25 und einer weite-
ren des EGMR26, die ebenfalls nicht
zu Gunsten einer Geldentschädigung
lauteten. Der Kläger hätte, so der
BFH, erkennen müssen, dass seine
Klage keine Erfolgsaussicht hatte, 
so dass die Verzögerung für ihn keine 
besondere Bedeutung habe. Der
EGMR begründet nur mit Billigkeit,
dass die Feststellung der Überlänge
ohne Entschädigung ausreiche. Zwin-
gend war es in keinem der Fälle, dem
Kläger eine Entschädigung zu ver-
sagen. Wenig überzeugend war es im
Verfahren des OLG Köln zudem, das
Vorliegen der Rüge dahinstehen zu
lassen, weil die Geldentschädigung
nicht in Betracht komme, und mit ei-
ner derart kombinierten Begründung
letztlich unentschieden zu bleiben.

Jeder Entschädigungskläger muss
sich nun bewusst sein, dass auch bei
Vorliegen sämtlicher Voraussetzun-
gen des Entschädigungsanspruchs,
inklusive Erfüllung der Rügeobliegen-
heit, die „Umstände des Einzelfalls“
ohne weitere gesetzliche Kriterien
eine Geldleistung ausschließen kön-
nen.

20 BT-Drs. 17/3802, S. 21.
21 BT-Drs. 17/3802, S. 21.
22 Vgl. MünchKommZPO/Zimmermann

§ 198 GVG Rn 54.

23 BT-Drs. 17/3802, S. 19; MünchKomm
ZPO/Zimmermann § 198 GVG Rn Rn 45.

24 Althammer, JZ 2011, 446; MünchKomm
ZPO/Zimmermann § 198 GVG Rn 42.

25 BFHE 240, 516.
26 EGMR EuGRZ 2009, 563.
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